
bei, alle Staatsanwälte und Richter zur richtigen 
Differenzierung bei Anklageerhebung und Urteils­
spruch anzuleiten. Auf das wiederholte Studium 
dieser Aufsätze und des Schulungsmaterials muß 
eindringlichst hingewiesen werden.

Wir können heute feststellen, daß gewisse Fort­
schritte gemacht wurden. Trotzdem müssen wir 
aussprechen, daß das Ergebnis noch nicht befriedigt 
und nach wie vor in einer Reihe von Fällen eine 
Unsicherheit der Entscheidung festzustellen ist, die 
sich, wie es Lekschas und Renneberg charakteri­
sieren, entweder im Nachtrab hinter kleinbürger­
lichen Schwankungen und Kapitulieren vor feind­
licher Propaganda oder aber in Radikalismus und 
überspitzt hohen Strafen ausdrückt. Diese Unsicher­
heit offenbart sich sowohl in Entscheidungen der 
Gerichte und Anklagen und Strafanträgen der 
Staatsanwälte, wie in ihrer Kritik an Urteilen der 
Obergerichte, insbesondere solcher, die solche un­
richtigen Entscheidungen unterer Gerichte aufge­
hoben haben. Sie zeigt sich vor allem in einem 
mechanischen und undialektischen Vergleichen von 
„Fällen“ — einer Methode, vor der das Oberste Ge­
richt schon vor Jahren gewarnt hat.6)

Wir haben wichtige Lehren aus den Arbeiten 
A. J. W y s c h i n s k i s  gezogen. Insbesondere ist 
sein mit dem Stalinpreis ausgezeichnetes Werk 
„Zur Theorie der gerichtlichen Beweise“ weitgehend 
studiert worden. Allen zugänglich gemacht sind die 
Teile, die im „Rechtswissenschaftlichen Informa­
tionsdienst“7) unter den Überschriften: „Die innere 
Überzeugung und das sozialistische Rechtsbewußt­
sein im sowjetischen Prozeß“ und „Die Verneinung 
des Prinzips der richterlichen Überzeugung und die 
positivistische Schule des bürgerlichen Rechts“ ver­
öffentlicht wurden. Lekschas und Renneberg zitie­
ren zur Erhärtung dessen, daß der Richter keine 
neutrale Position beziehen darf, folgende wichtige, 
klärende Worte Wyschinskis:

„Die Tatsachen, die der Richter wahrnimmt, 
brechen sich im Prisma seiner Ideologie, der 
Weltanschauung des Richters, von der das 
Rechtsbewußtsein nur ein Teil ist.“

Ich möchte hier, obgleich jeder unserer Juristen 
sie bestimmt gelesen hat, auf die diesen Worten 
sich anschließenden Sätze hinweisen und sie wegen 
ihrer Bedeutsamkeit für unsere Betrachtungen hier 
trotz ihres Umfangs folgen lassen:

„Im Lichte und auf der Grundlage dieses 
Rechtsbewußtseins vollzieht sich auch der kom­
plizierte Prozeß der Würdigung der Bedeutung 
der Beweise, ein Prozeß, in dessen Verlauf sich 
die innere richterliche Überzeugung auf der 
Grundlage a l l e r  U m s t ä n d e  d e s  e i n ­
z e l n e n  F a l l e s  (von mir gesperrt, H. B.) 
bildet.

Das sozialistische Rechtsbewußtsein und die 
innere Überzeugung des Richters sind also 
außerordentlich wichtige Prinzipien des Pro­
zesses, die von grundsätzlicher praktischer Be­
deutung für das sowjetische Beweisrecht sind. 
Diese Bedeutung besteht nicht darin, nach der 
römischen Formel Tatsachen festzustellen, son­
dern darin, diese Tatsachen zu beurteilen, ins­
besondere dort, wo es sich um die soziale, klas­
senmäßige Beziehung handelt, um die Gefähr­
dung der Gesellschaft durch die begangene 
Handlung, um die Erlaubtheit oder Unerlaubt-

6) OGSt Bd. 2 S. 280. 282.
7) RID 1952 Nr. 5.

heit dieser Handlung vom Standpunkt der In­
teressen des Sozialismus, des sozialistischen 
Aufbaus aus, um den Grad der Gefährlichkeit 
der gesellschaftlichen Handlung.“

Diese Worte geben uns die Grundlage dafür, in 
unserem Bemühen um die Sicherheit unserer Ent­
scheidung in möglichst allen Fällen einen weiteren 
Schritt zur Erfüllung dieser Forderung zu tun. 
„Auf der Grundlage a l l e r  U m s t ä n d e  des 
Falles . . . .  vom Standpunkt der Interessen des So­
zialismus, des sozialistischen Aufbaus aus, . . . .  ent­
scheiden.“ Eis scheint, daß wir diese Forderung, 
a l l e  U m s t ä n d e  des Falles zu beachten, auch 
in den Arbeiten von Lekschas und Renneberg ge­
rade bei einer der wichtigsten Fragen der Straf­
politik, dem Festsetzen der Strafe, noch nicht voll­
ständig erschöpfend betrachtet haben.

Lekschas und Renneberg führen in ihrer Arbeit 
über die Strafzumessung richtig aus:

„Es kommt also darauf an, daß wir die Strafe 
für das begangene Verbrechen aus der ge­
g e b e n e n  p o l i t i s c h e n  S i t u a t i o n  
h e r a u s  f i n d e n  und im einzelnen prüfen, 
in welcher Beziehung der A n g r i f f  a u f  
e i n  b e s t i m m t e s  V e r b r e c h e n s o b -  
j e k t zu der gegebenen Situation des Klassen­
kampfes steht.“

Obgleich diese Formulierungen es zuließen, er­
gibt sich aus ihren weiteren Ausführungen kein 
Anhaltspunkt dafür, daß in die geforderte Betrach­
tung der g e g e b e n e n  p o l i t i s c h e n  S i t u a ­
t i o n  auch die zur Z e i t  d e s  U r t e i l s ­
s p r u c h s  gegebene Situation einzubeziehen ist. 
Das ist aber ein Umstand, den wir ebenfalls bei der 
Findung einer Strafe berücksichtigen müssen, die 
in ihrer vollen Wirkung den Zielen unserer Arbei­
ter- und Bauernmacht dienen soll.

Vielleicht überrascht dieser Gedanke zunächst und 
führt zu der Frage, ob ein so weit gezogener Kreis 
„aller Umstände des Falles“ den Grundsätzen un­
seres Strafrechts entspricht. Wir haben erkannt, daß 
Verbrechen und Strafe eng miteinander verbunden 
sind als zwei Seiten einer gesellschaftlichen Erschei­
nung. Schon diese Erkenntnis hätte dazu führen 
müssen, nicht nur die gesamten Zusammenhänge 
des verbrecherischen Angriffs, sondern auch seiner 
Zurückweisung durch den Staat, d. h. der Strafe, 
zu betrachten. Daß bei der Festsetzung einer Strafe 
auch Umstände maßgebend sind, die nicht beim 
Täter, der Tat selbst und ihren unmittelbaren Fol­
gen liegen, ist nicht neu. (Es soll dabei gar nicht auf 
die Vorstellung der bürgerlichen Strafrechtswissen­
schaft von der „General-Prävention“ eingegangen 
werden.) Unter den Zielen, die nach Lekschas und 
Renneberg8) unsere Staatsmacht mit der Bestra­
fung des Verbrechers verfolgt, wird auf geführt: 
„. . . 3. Erziehung aller schwankenden und rückstän­
digen Elemente der Gesellschaft“ — also ein Ziel, 
das über die Betrachtung des Verbrechers und sei­
ner Tat weit hinausgeht und sehr wohl von den 
Verhältnissen zur Zeit der Aburteilung bestimmt 
sein kann.

§ 2 Abs. 2 StGB bestimmt, daß bei Verschieden­
heit der Gesetze von der Zeit der begangenen Hand­
lung bis zu deren Aburteilung das mildeste Gesetz 
anzuwenden ist. Die Bedeutung dieser Bestimmung 
ist eine doppelte: Ist in der Zwischenzeit das Gesetz 
verschärft, dann ist diese Bestimmung ein beson­
derer Ausdruck des allgemeinen Prinzips, das in 
§ 2 Abs. 1 niedergelegt ist, nulla poena sine lege.
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